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2. Die weiteren Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte.

Das Urteil ist vorläulig vollstreckbar gegen Leistung einer Sicherheit in Höhe von 120lo

Autovermietung fGmbH & co. KG, vertreten durch d. persönl, haft. Gesellschafter,

- Klägerin -

Rechtsanwalt,Jochen Fröbel, Kleine Bergstraße 7,

51643 Gumrnrlrsbach

- Bekfagter -

ProzeSSbeVolltn ächtigte:

weg€n Forderung

hat clas Amtsgericht Altenkirchen
durch den Richter am Amtsgericht Steger
auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 05.09.2013

fur R,echt erl<annt:

1. Das Versäumnisurteil vom 06.06.2013 wird aufrechterhalten.
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des zu vollstreckenden Betrages. Gegen Leistung dir3ser Sicherheit kann die Voll-

streckung aus dem Versäumnisurteil fortgesetzt wetden,

Tatbestand:

Die Pafieien streiten um Mietwagenkosten.

Herr erfitt am 26.08.2011 gegen 15:20 Uhr einen Verkehrsunfall, der von dem Be-

klagten verursacht wurde, Er mietete während des reparaturbedingten Ausfalles bei der Klägerin

ein gleichklassiges Mietfahzeug am 27,08 .2a11, einen VW Polo, an. Vereinbart wurde eine Haf-

tungsbegrenzung sowie die Ehefrau des Geschädigten Her-m l.lr weitere Fahrerin, Das

Mietfi:hzeug wurde zugestellt und abgeholt. Das Mietverhärltnie dauerte an bis zum 15.09.2011.

Die Klägerin erstellte an den Geschädigten eine Rechnung vom 16.09,201 1 über 3.110,47 €. Mit

Abtretungserklärung vom 16,09.2011 trat der Geschädigte die Schadenersatzforderung auf Er-

stattung der Mietwagenl<osten gegen den Fahrer, den Halterr und deren / dessen Haftpflichtversi-

cherung aus dem Schadensereignis an die Klägerin ab,

Die K.lägerin begehrt nunmehr Mietwagenkosten auf der Grundlage der Schwackeliste in dem in

Rede stehenden PostleiEahlengehiet nach Gruppe 3 in Höhe von 2.458,40 €, abzüglich vorge-

richtlich gezahlter 834,74 €,

Sie trägt vor,

der zwanzigprozentige Aufschlag sei gerechtfertigt. Aufgrurrd der Besonderheiten der Unfallsitua-

tion seI in der Regel ein höherer Mietwagenpreis, als der Normaftarif, zur Schadensbese'itigung

erforderlich. Es ergebe sich für die Bearbeitung ein Mehraufwand mit einem Zuschlag von minde-

stens 4,4,o/o. Weiter müsse das Personal ständig geschult werden, was einen weiteren Zu-

schliag von 2,9 % erfordere, Ein weiterer Zuschlag von 4,7 7o sei für die Vorfinanzierung anzuset-

zen. Weitere 3 % seien bei der Kalkulation.der Kosten für Z.ustellung und Abholung in Ansatz zu

bringen. Für die Fahzeugbereitstellung ohne Vorreservierutng seien weitere 5,\ o/o zu addieren.

Zudem bestehe ein Ausfallrisiko, welches einen weiteren Zuschlag von 4,9 % rechtfertige.

Die Klägerin hat zunächst beantragt,
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-den Beklagten zu verurteilen, an sie 1,623,66 EUR nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozent-

punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 08.12.20112u zahlen.

Wegr:n Säumnis der Beklagten erging auf Antrag der Klägerin im schriftlichen Vorfahren ein Ver-

säurnnisurtell, in dem welchem der Beklagte verurteilt wurde, an die Klägerin 1.623,66 € nebst

Zinsern in l{öhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszirrssalz seit dem 08,12.2011 zu zahlen.

Gegen dieses Versäumnisuneilvom 06.06.2013, dem Proz:essbevollmächtigten des Beklagten

zugestellt am 12.06.2013, hat dieser mit Schriftsatz vom 12. Juni 2013 Einspruch eingelegt und

diese,l zuvor begründet.

Der F(läger beantragt nunmehr,

das Versäu mni su rteil vom 06. 06. 20 1 3 aufrechtzu erlra lten.

Der Beklagte beanlragt,

das Versäumnisurteil vom 06.06.2013 aufzuheben Lrnd die Klage abzuweisen,

Er trägt vor,

der vom Versicherer des Beklagten gezahlte Betrag entspreche dem Tarif, der dem Geschädig-

ten zugänglich gewesen sei. Mit Telefonat vom 26.08.2011 habe der Sachbearbeiter des Versi-

cherers der Ehefrau des Geschädigten einen Preis von 34,00 € netto je Tag mitgeteilt. Das ent-

sprechende klassengleiche Fahaeug sei bei den Großanbretern Sixt, Europcar oder Caro unter

telefonischer Angabe der Schadensnummer der Beklagten erhältlich gewesen. lm Tagesnetto-

mietpreis seien unbegrenäe FreikilomBter, ein VollKasKoschutz mit einer Selbstbeteiligung von

350,00 € sowie Nebenkosten für einen zweiten Fahrer inklrrsive. Nicht im Preis enthalten seien

die Z:ustell- und Abholkosten, die von der Versicherung des Beklagten aber immer nur dann voll-

umfänglich übernommen würden, wenn eine Anmietung bei einem der Anbieter erfolge. Der ge-

nannta Tarif sei dem Geschädigten auch nach entsprecherrder Vermittlung durch die HUK Co-

burg oder durch einen Anruf bei den benannten Vermietern ohne weiteres zum maßgebenden

Zeitprunkt zugänglich gewesen.
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llinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf Cie zwischen den Parteien gewech-

s;elten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genomrnen.

Entscheidungsgründe:

Die K,lage ist begrundet.

Das \/ersäumnisurteit vom 06.06.2013 war aufrechtzuerhallen. Durch den zulässigen und fristge-

rechten Einspruch des Beklagten gegen das Versäumnisurteil ist der Prozess in die Lage vor

dessen Säumnis zurückversetzt worden.

Die K,lägerin hat gegen den Beklagten einen Anspruch auf itahlung der durch Versäumnisurteil

v'om 116.06.2013 zuerkannten Klageforderung gemäß SS 7 l\bs, 1, 18 Abs. 1 SIVG, 398 BGB.

Der Eleklagte ist unstreitig in vollem Umfang einstandspflichtig für die unfallbedingten Sr;häden

aufgrund des Verkehrsunfalles vom 26.08,2011, die der Geschädigte in Höhe der Miefwagenko-

sten an die Klägedn abgetreten hat. Die Klägerin kann zu Fecht weitere 1.623,66 € aufgrund der

Anmietung des Geschädigten bei ihr gemäß S 249 BGB verlangen.

Der hllage steht insbesondere nicht entgegen, dass der Geschädigte, der seine Ansprüche an

die Klägerin abgetreten hat, verpflichtet gewesen wäre, im Rahmen der ihm obliegenden Scha-

densminderungspflicht und gemäß S 249 BGB eine anderr,rreitige Anmietung entsprechend ei-

nes Angebotes der Versicherung des Beklagten vozunehnren, Der Sachvortrag der Bet<lagten

dazu ist nicht hinreichend. lnsoweit genügt es nicht, dass cem Goschädigten nach einem Ver-

kehrsunfallereignis telefonisch seitens eines Sachbear:beitnrs der Versicherung mitgeteilt wird,

dass; eine andere Anmietung zu einem günstigeren Preis bei einem anderen Anbieter möglich wä-

re. \/ielmehr hätte die Versicherung des Beklagten dem Geschädigten ein schriftliches detaillier'

tes Angebot vorlegen müssen, zu welchem dieser nur noclt hätte "Ja" sagen können und müs-

sen. Dies kann ihm der beklagtenseits geschildefte Offerte nicht gesehen werden. Weder wurde

in konKreter Anbieter mit Mietstation benannt noch wurde ein verbindliches Angebol in einer Art

und Weise unterbreitet, dass der Geschädigte dieses soforl hätte annehmen können. Es ist

auch nicht ersichtlich, dass dem Geschädigten in diesem 
-lelefonat, welches tiberdies nicht mit

ihm, sondern mit seiner Ehefrau geführt wurde, die einzelnrin Modalitäten einer entsprechendon

Anmietung konkret benannt wurden.
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Folglich kann die Klägerin die Mietwagenkosten verlangen, Cie den zur Schadensbeseitigung er-

forderlichen tsetrag im sinn des $ 249 BGB darstellen. Hierl>ei handelt es sich um Mietwagenko-
sten, die ein verständiger, wirtschafilich denkender Mensch in der Lage des Geschädigten für
zweckmäßig und notwendig halten darf. DabBi ist der Geschädigte nach dem Wifischaftlichkeits-
gebot gehalten, im Rahmen des ihm Zumutbaren von mehreren möglichen den wirtschafgiche-

ren v/eg zur schadensbehebung zu wählen. Fr verstößt aber nicht allpin deshalb gegen seine
Pflicht zur schadensgeringhaltung, wenn er ein Kraftfahzeug zu einem so genannten LJnfaller-

satztarif anmietet, der gegenüber dem Normaltarif teurer ist, soweit die Besonderheiten dieses
T'arifers mit Rücksicht auf die Unfallsituation aus betriebswin:schaftlicher Sicht oinen gegenüber

dem l\ormaltarif höheren Preis rechtfertigen, weil sie auf Leistungen des Vermieters beruhen,

die durch die besondere Unfallsituation veranlasst und infoluedessen zur Schadensbehebung

nach $ 249 BGB erforderlich sind (vgl. BGH NDR 2010, 43€t, Landgericht Koblenz vom

22,06,2011, Aktenzeichen 1 2 S 22111). In diesem Zusammenhang ist der bei der Schadensab-

rechnung nach $ 287 ZPO besonders freigestellte Tatrichter gehalten, den erforderlichen Scha-

den zu schätzen, wobei unter Umständen auch ein pauschaler Aufschlag auf den Normaltarif in

Betracht kommt, Dabei kann, was zwischenzeitlich durch die höchstrichterliche Rechtspre-

chung geklärt ist (vgl. BHG vom 27.03.2012, Aktenze'chen \/lZR 40i10)eine Schätzung des Nor-

maltarifs auf der Grundlage des gewichteten Mittels des Schwacke-Mietpreisspiegels inr Postleit-

zahlengebiet des Geschädigten erfolgen. Unter Berücksichligung des gewichteten Mittels des

Schwacke-Mietpreisspiegels für das Postleitzahlengebiet dr:s Geschädigten wäre für den hier er-

forderrltchen Zeilraum inklusive der Kosten für Voll- und Teil:Kasko unter Berücksichtigung eines

pausohalen Aufschlages von 2O 0/o der Klägerseits geltend gemachte Betrag von insgesamt

2.45E,40 € aufzubringen, von dem die vorgerichtliche Zahlurtg in Höhe von 834,74 € abzuziehen

ist.

Der Aufschlag von 20 % ist nach Auffassung des Gerichts lyerechtfertigt. Nach dar ständigen

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes ist es nicht erforderlich, für die Frage der betriebswirt-

schaflJichen Rechtfertigung eines Unfallersatztarifes bzw. e ntsprechenderAufschläge auf den

Nornraltarif die Kalkulation des konl<reten Vermieters nachzuvollziehen. Die PrÜfung hat sir;h dar-

auf z:ur beschränken, ob spezifische Leistungen bei der Vennietung an den Unfallgeschädigten all-

gemern einen Mehrpreis.rechtfertigen (vgl. BGH NDR 201Q,438). Dies kann in der Regel bei An-

mietung von Mietwagen nach einem Verkehrsunfall bejaht lverden. ln diesem Fall finanziert der

Vermieter, wie hier auch die Klägerin, das Geschäft vor, haleinen erhöhten Verwaltungsauf-

wand, da der Unfallhergang mit dem Geschädigten und gg1. der Versicherung zu erörtern ist,
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und muss auch ggf. ein Ausfallrisiko tragen. In diesem Zusarmmenhang rechtfeftigen unfallspezifi-
sche Leistungen des Mietwagenunternehmens bei der Vermietung an Unfallgeschädigte im Rah-
men der SchadensschäEung einen pauschalen Aufschlag ,ron 20 % (vgl. Landgericht Koblenz
vom 18'05'2011, Aklenzeichen 12 S 262/10, OLG Köln, Ber;chluss vom 12.0S,200g, Aktenzei-
chen 11U219/08),

Folglich ist die Klage hier in vollem Umfang begründet.

Die Zlinsen folgen aus Veaug.

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf gg g1 Abs, 1 Satz 1, 70g ZpO.

streitweft: 1.623,00 €.

Stegerr

Richtar am Amtsgericht
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